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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Mit der Überweisung eines Postulats Feri (sp, AG) beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichts über die Situation der Sexarbeiterinnen
und -arbeiter in der Schweiz. Die dadurch erhaltene Übersicht über die Aufsicht,
Voraussetzungen und Bedingungen der Sexarbeitenden in den Kantonen soll den
optimalen Schutz der Sexarbeitenden und Freier ermöglichen. Die Frage nach den
Sicherheitskosten im Zusammenhang mit käuflichem Sex strich die grosse Kammer
aufgrund des zu hohen finanziellen Aufwands für die Erhebung aus der Liste der zu
prüfenden Punkte. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, das
gemeinsam mit den bereits überwiesenen Postulaten Streiff-Feller (evp, BE; Po. 12.4162)
und Caroni (fdp, AR; Po. 13.3332) beantwortet werden kann. 1

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
NADJA ACKERMANN

Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Feri (sp, AG) ab, da der Bundesrat
das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu Prostitution
und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 2

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Kriminalität

Im Frühjahr 2015 gab der Nationalrat beim Bundesrat einen Bericht über erfolgreiche
nationale und internationale Massnahmen im Kampf gegen Stalking in Auftrag. Den
zweiten Punkt desselben Postulats Feri (sp, AG), der vom Bundesrat darüber hinaus
noch wissen wollte, wie eine nationale Strategie zur Bekämpfung von Stalking
ausgestaltet werden könnte, lehnte der Rat jedoch ab. 3

POSTULAT
DATUM: 20.03.2015
KARIN FRICK

Nationalrätin Yvonne Feri (sp, AG) reichte im Juni 2013 ein Postulat ein, das den
Bundesrat beauftragte, einen Grundlagenbericht zum Bedrohungsmanagement bei
häuslicher Gewalt in der Schweiz zu verfassen, mit besonderem Fokus auf den
rechtlichen Aspekt des für ein koordiniertes Vorgehen notwendigen Datenaustauschs.
Der Bundesrat empfahl das Postulat zu Annahme. 
In der Herbstsession 2013 wurde fälschlicherweise die Annahme des Postulats
festgehalten, obwohl Andrea Geissbühler (svp, BE) es bekämpft hatte. In der
Sondersession vom Mai 2015 debattierte der Nationalrat deshalb über das Postulat.
Geissbühler argumentierte dabei, der geforderte Bericht sei unnötig, da die Kantone in
dieser Sache zuständig und sich des Problems sehr wohl bewusst seien. Laut
Bundesrätin Simonetta Sommaruga könne der Bericht hingegen bundesrechtliche
Hindernisse beim Datenaustausch der Kantone in diesem Bereich beleuchten, was den
Kantonen helfen würde, ein Bedrohungsmanagement aufzubauen und Eskalationen bei
häuslicher Gewalt zu verhindern. Der Nationalrat nahm das Postulat schliesslich mit 133
zu 52 Stimmen an. Als einzige Fraktion stimmte diejenige der SVP geschlossen
dagegen. 4

POSTULAT
DATUM: 05.05.2015
ELIA HEER

Institutionen und Volksrechte
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Bundesverwaltung - Personal

Ein Postulat Yvonne Feri (sp, AG), das einen Bericht über unterstützende Massnahmen
zur Gleichstellung der Geschlechter verlangte, um eine Geschlechterquote von 40
Prozent in der Bundesverwaltung zu erreichen, wurde mit 94 (bürgerlichen) zu 73
(links-grünen) Stimmen abgelehnt. Die Ratsmehrheit folgte den Argumenten von
Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf, die das Postulat zur Ablehnung empfahl, weil
die Forderung ohne den Bereich Verteidigung bereits erfüllt sei. 2013 hätte der
Frauenanteil ohne VBS und Grenzwachtkorps 43.3 Prozent betragen. Der Sollwert liege
bei 44 bis 48 Prozent. Diese Zahl strebe man auch in Kaderpositionen an, wo der
Frauenanteil nach wie vor tiefer sei. 5

POSTULAT
DATUM: 13.06.2014
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Bei der Vorbereitung einer parlamentarischen Initiative stiess Yvonne Feri (sp, AG) auf
Schwierigkeiten, weil systematische Angaben über die Zusammensetzung der
Bundesversammlung sowie Angaben zur zeitlichen Auslastung der Parlamentarierinnen
und Parlamentarier fehlen. Feri regte deshalb via Postulat einen Bericht an, der die
gesellschaftliche Zusammensetzung der Bundesversammlung über die Zeit beleuchtet
sowie das Zeitbudget und die Bedürfnisse der Parlamentsmitglieder erhebt. Der
Nationalrat folgte allerdings seinem Büro und lehnte das Postulat ab. Solche Studien
müssten von unabhängiger, wissenschaftlicher Seite indiziert werden und nicht von der
Bundesversammlung. In der recht lebendigen Debatte wurden dabei auch die Vor- und
Nachteile des Milizsystems im Vergleich zu einem Berufsparlament diskutiert, was sich
letztlich auch im Links-Rechts-Graben bei der Ablehnung des Vorstosses zeigte, der nur
bei der Ratslinken Unterstützung fand. 6

POSTULAT
DATUM: 13.03.2014
MARC BÜHLMANN

Mit dem Postulat Feri sollte eine Prüfung der Vereinbarkeit von Beruf, Familie und
Politik vorgenommen werden. Yvonne Feri (sp, AG) wies in ihrem Anliegen darauf hin,
dass sich die Parlamentsarbeit stark verändert habe, die Komplexität der Dossiers
zunehme und immer mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier Familienarbeit
übernähmen. Eine Studie habe zudem gezeigt, dass Parlamentsmitglieder sehr viel Zeit
für politische Arbeit aufwendeten. Um Milizarbeit leben zu können, müsse also die
Vereinbarkeit von Parlamentsarbeit, Beruf und Betreuungsarbeit analysiert werden.
Dies sah auch das Büro-NR so und erwähnte in seiner Begründung gleich einen ganzen
Strauss verschiedener Vorstösse, die in letzter Zeit ähnliche Ideen verfolgt hatten. Die
parlamentarischen Initiativen Aebischer (sp, BE; Pa.Iv. 15.445), Roth-Bernasconi (sp, GE;
Pa.Iv. 14.463), Feri (Pa.Iv. 13.410), Galladé (sp, ZH; Pa.Iv. 11.453) und Dupraz (fdp, GE;
Pa.Iv. 04.483), oder die Postulate Feri (Po. 13.3691), Teuscher (gp, BE; Po. 06.3844) oder
Zisyadis (pda, VD; Po. 01.3232) seien zwar mehrheitlich erfolglos geblieben, die
Regelmässigkeit der Einreichung dieser Vorstösse zeige aber, dass das Anliegen nicht
nur dauerhaft aktuell sei, sondern zukünftig wohl auch noch an Bedeutung gewinnen
könnte. Das Büro beantragte deshalb Annahme des Postulats und forderte einen
umfassenden Bericht, der auch mögliche Verbesserungen und Anpassungen aufzeigen
sollte. 
Keine Freude an dieser Empfehlung, die in der Regel zu einer stillschweigenden
Überweisung führt, hatte Thomas Aeschi (svp, ZG), der das Postulat bekämpfte, was
bedeutet, dass es in einer der nächsten Nationalratssessionen zur Diskussion
traktandiert werden wird.

POSTULAT
DATUM: 22.03.2019
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession 2019 kam es schliesslich zur Debatte um das Postulat Feri, das
einen Bericht zu einer besseren Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Politik verlangt.
Yvonne Feri (sp, AG) machte sich für ihr Anliegen stark, indem sie an die Ratskolleginnen
und -kollegen appellierte, ihre Idee als Chance und nicht als Gefahr zu sehen. Die
Arbeitsweise des Parlaments werde seit Jahren mit zahlreichen Vorstössen hinterfragt,
stecke aber nach wie vor in veralteten Strukturen. Ein Überdenken aller möglichen
Varianten könne nicht nur zeigen, ob es vielleicht gar keine Veränderungen brauche,
sondern vielleicht auch ganz neue Wege öffnen. Thomas Aeschi (svp, ZG), der das vom
Büro zur Annahme empfohlene Postulat bekämpft hatte, sah darin hingegen keine
Chance, sondern lediglich eine neue, teure, mit Steuergeldern finanzierte Studie, die
letztlich nichts ändern werde. Es sei besser, konkrete Anliegen vorzubringen, als immer
wieder neue Bericht zu schreiben. Edith Graf-Litscher (sp, TG) nahm Stellung für das
Büro und sah – auch aufgrund der zahlreichen Vorstösse der letzten Jahre – die Zeit

POSTULAT
DATUM: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN
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reif für eine fundierte Analyse zur Vereinbarkeit von Ratsarbeit, Familie, Beruf und
Ausbildung. Der Nationalrat nahm das Postulat mit 109 zu 62 Stimmen bei 2
Enthaltungen an. 7

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

Ein Postulat zur Überprüfung der Bewilligungspraxis bei Flugshows, eingereicht von
Nationalrätin Feri (sp, AG) im März 2017, sollte den Bundesrat verpflichten, die
Durchführung von Flugshows einzuschränken, zu verbieten oder zumindest das
Bewilligungsverfahren zu verschärfen. Die Postulantin begründete ihren Vorstoss mit
dem Unfallrisiko, den aus Unfällen resultierenden Kosten sowie den Lärmemissionen
und der Luftverschmutzung. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats, da
für eine Bewilligung schon heute die Einhaltung hoher Sicherheits- und
Umweltanforderungen nötig sei. Ein Verbot von Flugshows erachte die Regierung als
«unverhältnismässig». Im Nationalrat, der das Postulat im März 2019 behandelte,
stimmten nur gerade die Fraktionen der Grünen und der SP für das Postulat, welches
mit 133 zu 55 Stimmen (keine Enthaltungen) abgelehnt wurde. 8

POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

A l'occasion de la campagne internationale "16 jours contre la violence faite aux
femmes", la députée Feri (ps, AG) a lancé un postulat intitulé "Analyse de la situation
des réfugiées". Elle y demande un rapport faisant état des mesures prises en Suisse
pour lutter contre les violences dont sont victimes les femmes sur le chemin de l'asile
et parfois même dans les pays où elles le demandent. La question d'une aide aux
victimes supplémentaire se pose, puisque jusqu'ici les organes d'aide aux victimes
n'interviennent que si l'infraction a eu lieu sur le territoire national. De plus, la
socialiste soulève des interrogations quant aux conditions d'hébergement des femmes
et des filles requérantes d'asile. Sont-elles suffisamment encadrées et protégées
contre toute forme de harcèlement ou d'autre violence dans les centres d'accueil pour
requérants? Il y a lieu, selon Yvonne Feri, de se poser la question quant à la
disponibilité, par exemple, de dortoirs séparés pour les femmes. Le débat en hémicycle
n'a pas eu lieu, puisque l'adversaire du postulat, l'UDC Vogt (udc, ZU) n'était pas
présent. Les conseillers nationaux ont alors immédiatement procédé au vote, acceptant
le postulat par 113 voix contre 66, sans abstentions. Les oppositions provenaient de
l'entier du camp UDC ainsi que de trois députés PBD. 9

POSTULAT
DATUM: 15.03.2017
SOPHIE GUIGNARD

Familienpolitik

Suivant l'avis du Conseil fédéral, le Conseil national a rejeté lors de la session d'été 2016
le postulat de la députée Ferri (ps, AG), intitulé "Violence domestique. Règles
applicables en matière d'autorité parentale et de droit de contact". L'objet demandait
au Conseil fédéral la rédaction d'un rapport présentant les nouvelles pratiques du droit
de la famille suite aux nouvelles règles en matière d'autorité parentale. La députée
estime primordial que toutes les mesures visant à protéger l'enfant de violences
domestiques à son encontre ou celle de membres de sa famille soit prises lors de
l'attribution du droit de garde et de visite. Le Conseil fédéral a rejeté la demande de la
députée socialiste arguant qu'il est encore trop tôt pour se livrer à une évaluation de la
nouvelle réglementation et que plusieurs projets de l'administration fédérale prennent
en charge le monitoring de l'application de la nouvelle réglementation par rapport aux
situations de violence domestique. 10

POSTULAT
DATUM: 17.06.2016
SOPHIE GUIGNARD
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Frauen und  Gleichstellungspolitik

Lors de la session d’été le Conseil national a rejeté un postulat de la députée Feri (ps,
AG), qui demandait au Conseil fédéral un rapport sur les mesures de soutien en faveur
de l’égalité des sexes au sein de l’administration fédérale. La conseillère se base sur le
plan d’action du canton de Vaud pour recommander l’institution d’un quota de femmes
dans l’administration fédérale. Le Conseil fédéral a proposé de rejeter le postulat,
arguant que l’égalité des sexes avait été inscrite dans les sept lignes directrices du
programme de législature 2011-2015, dans le cadre duquel la plupart des mesures
préconisées par la députée Feri étaient étudiées. La conseillère fédérale Eveline
Widmer-Schlumpf a ajouté que si l’on exceptait le corps des gardes-frontières ainsi
que le DDPS, le pourcentage de femmes dans l’administration fédérale atteignait plus
que les 40% visés par Madame Feri. La chambre du peuple a suivi l’avis du Conseil
fédéral et rejeté le postulat à 94 voix contre 73. 11

POSTULAT
DATUM: 17.09.2014
SOPHIE GUIGNARD

1) AB NR, 2014, S. 541
2) BBl, 2016, S. 2918
3) AB NR, 2015, S. 570
4) AB NR, 2015, S. 669 f.; Po. 13.3441
5) AB NR, 2014, S. 1080 f.; Po. 12.3801 
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